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Geleitwort 

Das Projekt der bundesweit einheitlichen behördenübergreifenden Servicerufnum-
mer 115 muss schon allein deshalb gut sein, weil ich es in meiner fast 30-jährigen Be-
rufslaufbahn noch niemals erlebt habe, dass eine Idee innerhalb eines Jahres so 
schnell ausschließlich positiv besetzt Furore macht. Ich habe es selten gehabt, dass 
Bund, Länder und Kommunen – nicht alle, aber viele – eine Grundtendenz verspü-
ren, die sagt, jawohl, das ist etwas für uns. 

Die Erwartungen in der Öffentlichkeit, aber auch in der Verwaltung und in der Wirt-
schaft richten sich dabei auf eine gründliche Verbesserung im Umgang mit dem Pub-
likum. Die Zuständigkeiten von Behörden sind einem normal denkenden Bürger 
kaum noch zu vermitteln. Viele gute Dinge werden nicht erledigt, weil viele Bürger 
gar nicht wissen, an wen sie sich eigentlich wenden sollen. 

Zwar sind in den letzten Jahren beträchtliche Anstrengungen unternommen worden, 
das Internet als Kommunikationskanal zwischen Bürger und Verwaltung auszubau-
en, aber das Problem der Zuständigkeit bleibt: Welche Seite soll ich aufrufen? Auch 
deshalb laufen mehr als 70 Prozent der Erstkontakte zwischen Bürger und Verwal-
tung über das Telefon. 

Um die Idee 115 in die Praxis zu überführen, war es notwendig, vieles sehr gründlich 
zu durchdenken: Was muss man als Erstes machen, wie kriegt man das hin, was ist 
die rechtliche und finanzielle Situation? Wie mache ich den Workflow, nicht von der 
Kommune, sondern von der Servicerufnummer 115 her?  

Die ISPRAT-Studie „Strategie 115“ gibt darauf detaillierte Antworten – für die Ver-
waltung, für die Politik, für die Industrie. Die Servicerufnummer 115 ist ein kommu-
nales System. Jede Kommune entscheidet selbst, ob sie teilnimmt. Es wird kein 115-
Servicecenter Deutschland geben, sondern wir setzen auf kommunale Servicecenter, 
von denen viele schon heute sehr gut arbeiten. Ihre Erfahrungen nutzen wir. 

Wir werden deshalb die Servicerufnummer 115 nicht mit einem Paukenschlag ein-
führen, sondern zunächst einmal mit Modellregionen gemeinsam die technischen 
und konzeptionellen Probleme aufarbeiten und lösen, in Hamburg, in Berlin, im 
Rhein-Main-Gebiet und in Nordrhein-Westfalen. Wir müssen dafür sorgen, dass die 
unterschiedlichen Systeme auch wirklich zueinander passen. Dabei ist die IT-In-
dustrie gefordert. Dazu braucht die Wirtschaft Informationen, dazu braucht sie vor 
allem die Ergebnisse der ISPRAT-Studie „Strategie 115“, in die das Wissen aus Wirt-
schaft, Verwaltung, Politik und Wissenschaft eingeflossen ist. 

Harald Lemke 

Staatssekretär, Bevollmächtigter für E-Government und Informationstechnik der hes-
sischen Landesregierung 
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Einführung 

In Deutschland finden sich bereits heute eindrucksvolle Beispiele, wie durch profes-
sionell ausgestaltete Bürgertelefon-Angebote die Verwaltungen einzelner Städte oder 
auch Bundesländer ihren Bürgern den Zugang zu öffentlichen Diensten erleichtern. 
Die Idee des Bürgertelefons 115 reicht jedoch über die bisherigen Anwendungsbei-
spiele hinaus, da mit der Umsetzung dieses Konzepts der Anspruch verfolgt wird, 
ein echtes behördenübergreifendes Angebot zu realisieren. Dieser Anspruch reagiert 
auf die spezielle Situation des föderal gegliederten deutschen Staates, in dem Ver-
antwortlichkeiten und Zuständigkeiten nach dem Subsidiaritätsprinzip auf eine sehr 
große Zahl öffentlicher Körperschaften bzw. Behörden verteilt sind.  

Für den Bürger und die Unternehmen würde das Bürgertelefon 115 den großen Vor-
teil bieten, dass sich durch den übergreifenden Zugangskanal die oft aufwändige Su-
che nach richtigen Ansprechpartnern, Zuständigkeiten und Informationen stark ver-
einfacht. Perspektivisch handelt es sich um einen Baustein, der im Zusammenspiel 
mit weiteren Zugangskanälen (z.B. Online-Diensten) sowie eGovernment-
Anwendungen erhebliches Innovationspotenzial für die öffentlichen Dienste entwi-
ckelt. Denn auch für die öffentliche Verwaltung wäre die Einführung der behörden-
übergreifenden Service-Rufnummer 115 von erheblichem Nutzen.  

Über den Weg, die Servicequalität für die Bürger substanziell zu verbessern, ergeben 
sich mittel- und langfristig interessante Möglichkeiten zur Wirtschaftlichkeitsverbes-
serung der Verwaltung. So könnten z.B. Informationsabfrage-Anrufe gebündelt, Un-
terbrechungen von Sachbearbeitungsprozessen vermieden und lebenslagenorientier-
te Auskunftsdienste von einer zentralen Service-Stelle übernommen werden. Ferner 
erscheint es möglich, die Potenziale des Mediums Telefon besser auszuschöpfen. So 
werden in den US-amerikanischen Beispielen die Anrufe gezielt ausgewertet, um aus 
den Anregungen und Beschwerden der Bürger unmittelbar entsprechende Hand-
lungsnotwendigkeiten und -schwerpunkte für Politik und Verwaltung ableiten zu 
können. Das Bürgertelefon 115 könnte ferner die einheitlichen Notrufnummern 
(110/112) von Nicht-Notrufen entlasten und im Falle gesellschaftlicher Notlagen und 
Krisen als besonderer Informationskanal genutzt werden. 

Allerdings ist die Realisierung der behördenübergreifenden Service-Rufnummer 115 
für die öffentliche Verwaltung aus verschiedenen Gründen ein sehr anspruchsvolles 
Vorhaben. Von diesen Barrieren soll an dieser Stelle nur eine wichtige genannt wer-
den: Aus der föderalen Struktur in Deutschland ergibt sich für jede einzelne Behörde 
– sei es eine kommunale Behörde, ein Bundes- oder Landesministerium oder eine 
nachgeordnete Behörde – eine nicht abdingbare Verantwortlichkeit für ihre Aufgaben 
und Aufgabenerfüllung. Diese Verantwortlichkeit ist in der Regel verbunden mit ei-
ner – im Rahmen der rechtlichen Vorgaben – gewissen Autonomie bei der Organisa-
tion der Behörde sowie bei der Aufgabendurchführung. Diese relativ klaren Verant-
wortlichkeits- und Zuständigkeitsabgrenzungen setzen bundeseinheitlich ausgerich-
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teten Konzepten bestimmte Grenzen, insbesondere Projekten, bei denen übergreifend 
(und ggf. durch dritte Stellen) Verwaltungsaufgaben gegenüber Bürgern wahrge-
nommen werden sollen. Dies gilt im Zweifel natürlich auch für das Bürgertelefon 
115. 

Die vorliegende ISPRAT-Studie „Strategie 115“ verfolgt den Anspruch, einen Lö-
sungsraum aufzuzeigen, in dem die Potenziale eines Bürgertelefons 115 für Deutsch-
land erschlossen werden können und zugleich deutlich wird, dass die Realisierung 
eines solchen Konzepts in den föderalen Strukturen des deutschen Verwaltungssys-
tems möglich ist. Es wird ein strategisches Umsetzungsszenario entwickelt, das die 
Einführung der behördenübergreifenden Service-Rufnummer 115 kurzfristig erfolg-
reich gewährleisten kann und gleichzeitig dazu geeignet ist, die erwarteten qualitati-
ven und wirtschaftlichen Zielsetzungen mittel- und langfristig zu erreichen.  

Wir erhoffen uns, mit den Ergebnissen der Studie zu der bereits begonnen Projektar-
beit am Bürgertelefon 115 einen Beitrag leisten zu können. Wesentliche Schritte sind 
hier bereits erfolgt. So erfolgte im Oktober 2007 die Auswahl der Modellregionen für 
eine erste Umsetzungsstufe (Modellregionen sind Berlin, Hamburg, Regionen aus 
Nordrhein-Westfalen (Aachen, Arnsberg, Bielefeld, Dortmund, Duisburg, Düsseldorf, 
Köln, Mülheim/Ruhr, Kreis Lippe, Märkischer Kreis, Kreis Paderborn, Staatskanzlei 
NRW) und das gesamte Rhein-Main-Gebiet). Am 10. Dezember 2007 wurde die Ein-
führung des Bürgertelefons 115 auf dem IT-Gipfel der Bundesregierung (wieder) als 
wesentliches Vorhaben zur Modernisierung der deutschen Verwaltung eingeordnet. 
Inzwischen wurde auch dem Bundesinnenministerium von der Bundesnetzagentur 
die Rufnummer 115 zugeteilt und im Dezember 2007 eine Ausschreibung „Netzbe-
trieb D115 – Verbund“ vorgenommen.  

Insoweit sind wesentliche Schritte einer ersten Realisierungsstufe begonnen. Die ei-
gentliche Herausforderung liegt jedoch sicherlich mittel- und langfristig darin, den 
begonnenen Weg der Modellprojekte in eine zweite und dritte Stufe zu lenken, die 
tatsächlich die Vision einer bundesweiten behördenübergreifenden Servicerufnum-
mer  Bürgertelefon 115 realisieren. 

Die ISPRAT-Studie ist das Ergebnis einer unabhängigen Initiative und wurde ohne 
öffentliche Mittel erstellt. 

Prof. Dr. Jobst Fiedler 

Associate Dean der Hertie School of Governance, Berlin, und Mitglied des wissen-
schaftlichen Beirats ISPRAT 
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0 Zielsetzung und Vorgehensweise 

Seit dem IT-Gipfel der Bundesregierung im Dezember 2006 wird in Deutschland 
konkret an der Einführung einer behördenübergreifenden Servicerufnummer 115 ge-
arbeitet. Der IT-Gipfel hatte den Anstoß dazu geben, die Idee einer zentralen Hotline 
zu konkretisieren. Das Echo der Presse war groß, auch Verantwortliche in Politik und 
Verwaltung reagierten positiv. Nachdem sich die Ministerpräsidentenkonferenz und 
die E-Government-Staatssekretäre (des Bundes und der Länder) mit dem Bürgertele-
fon 115 befasst hatten, wurden 2007 das Bundesministerium des Inneren und das 
Land Hessen beauftragt, ein Projekt vorzubereiten und die Servicerufnummer 115 zu 
erproben und einzuführen. Mittlerweile sind Modellregionen ausgewählt, in denen 
die behördenübergreifende Servicerufnummer 115 ab 2008 pilotiert werden soll.  

Die Idee des Bürgertelefons 115 ist bestechend einfach: Bürger und Unternehmen er-
halten über eine einzige, leicht merkbare Rufnummer direkten Zugang zu allen öf-
fentlichen Diensten – unabhängig von den Verwaltungsebenen und -zuständigkeiten. 
Mittel- und langfristig könnte das System um weitere Zugangskanäle erweitert wer-
den, zum Beispiel mit E-Mail, SMS-Diensten oder internetbasierten Online-
Angeboten. Die Umsetzung jedoch ist alles andere als einfach: In den föderalen 
Strukturen Deutschlands stellt eine einheitliche behördenübergreifende Serviceruf-
nummer – bei allen damit verbundenen Vorteilen – einen „Systembruch“ dar. Allein 
eine Einigung darüber zu erzielen, wer für die behördenübergreifende Konzepterar-
beitung, Finanzierung und Koordination des Bürgertelefons 115 zuständig sein soll, 
ist schwierig und mit potenziellen Konflikten verbunden. 

Mit der vorliegenden Studie verfolgt ISPRAT e.V. das Ziel, eine umsetzungs-
orientierte Strategie für das Bürgertelefon 115 zu konkretisieren.1 Im Kern geht es um 
das Abstecken eines Lösungskorridors, der eine (stufenweise) Verwirklichung der 
behördenübergreifenden Servicerufnummer 115 erlaubt – unter Berücksichtung der 
besonderen Rahmenbedingungen in Deutschland.  

Eine wichtige Voraussetzung bei der Etablierung und des Ausbaus des telefonischen 
Zugangs Bürgertelefon 115 ist, dass dieser mit anderen Zugangsformen abgestimmt 
und auch in die sich dynamisch entwickelnde eGovernment-Welt der bundesdeut-
schen Verwaltung integriert ist. Der in der Literatur als Mehrkanalmanagement dis-
kutierte Ansatz sieht vor, dass z.B. elektronische und telefonische Zugangskanäle sich 
ergänzen oder ein gleiches Angebot bereitstellen, so dass Bürger wählen können, wie 

                                                      

1  In der Studie wird durchgängig vom Bürgertelefon 115 gesprochen, das gleichzusetzen ist mit der 
behördenübergreifenden Servicerufnummer 115 für alle Zielgruppen der öffentlichen Verwaltung, 
auch für Unternehmen 
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sie öffentliche Leistungen in Anspruch nehmen. In der Praxis wurde bisher eine sol-
che bewusst gestaltete Mehrkanalstrategie kaum realisiert, da es zunächst meist dar-
um geht, ein minimales Leistungsspektrum für jeden einzelnen Kanal bereitzustellen. 
Auch wenn eine Mehrkanalstrategie wünschenswert ist, so dürfte es schwer sein, sie 
in der Praxis insbesondere in der Aufbauphase von neuen Zugangskanälen umzuset-
zen. So ist vielfach nicht vorab bestimmbar, welche Leistungen über welchen Kanal 
nachgefragt werden, sondern dies kann sich erst aus Modellversuchen und dem 
praktischen Betrieb heraus ergeben. Erfahrungsgemäß ist zudem geboten, die Kom-
plexität entsprechender Projekte und Einführungsstrategien so weit wie möglich zu 
begrenzen und deshalb auch bei der Entwicklung von Zugangskanalinnovationen 
sukzessive vorzugehen. Wichtiger ist es, von vornherein bei dem Aufbau eines Bür-
gertelefons 115 die Kompatibilität mit Mehrkanalstrategien und eGovernment-
Strategien zu beachten, als eine ggf. unrealisierbare Gesamtstrategie zu verfolgen. 
Damit versteht sich die Studie als Grundlage zur Unterstützung von Entscheidern in 
Bund, Ländern und Kommunen, die mit Konzepten und Einführungsprojekten zum 
Bürgertelefon 115 befasst sind bzw. dies sein werden. Gleichzeitig ist die Studie als 
Beitrag zur fachlich-wissenschaftlichen Diskussion gedacht.  

Die Studie „Strategie 115“ wurde dem ISPRAT-Selbstverständnis entsprechend von 
einem interdisziplinären Wissenschaftlerteam durchgeführt. Der Bearbeitungszeit-
raum war von Juni bis November 2007. In einer empirischen Analyse wurden zu-
nächst Bürgertelefon-Konzepte im In- und Ausland untersucht, eine Bürgerbefragung 
gab Auskunft über die Bedarfssituation in Deutschland.2 Es galt dann, die Erfolgsfak-
toren für eine Einführung herauszuarbeiten und darauf aufbauend das so genannte 
multizentrische Modell als Umsetzungsoption zu entwickeln. Die Konkretisierung 
dieses Modells u.a. in organisatorischer, technischer und finanzieller Hinsicht ging 
einher mit einer rechtlichen Machbarkeitsprüfung. Abschließend wurden Vorschläge 
für die Einführungsstrategie und einzuleitenden kurzfristigen Maßnahmen entwi-
ckelt. 

Die mit diesem Dokument vorliegende ausführlichere Darstellung der Studie richtet 
sich u.a. an wissenschaftliche Adressaten sowie an Personen und Institutionen, die 
unmittelbar mit der Einführung des Bürgertelefons 115 befasst sind. Sie umfasst auch 
konzeptionelle Überlegungen, die im Laufe des Forschungsprojekts auf der Suche 
nach einer in der Bundesrepublik Deutschland umsetzbaren und zukunftsweisenden 
Lösungen entstanden sind, sowie eine ausführlichere juristische Betrachtung. In ei-
nem separaten Dokument als kürzere Kommunikationsfassung sind die wichtigsten 
Erkenntnisse der Studie zusammengefasst veröffentlicht. 

                                                      

2  Goldau/Meyer/Weber 2008 
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1  Ausgangssituation: Die Einführung einer behörden-
übergreifenden Servicerufnummer verspricht einen 
hohen Nutzen für alle 

In Deutschland gibt es mehr als 20.000 Gebietskörperschaften, Verbände von Ge-
bietskörperschaften und Fachbehörden,3 die bei einer flächendeckenden Umsetzung 
des Bürgertelefons 115 einzubinden sind. Derzeit gehen bei diesen Behörden allein in 
den Telefonzentralen/Callcentern im Jahr wesentlich mehr als 120 Mio. Anrufe von 
Bürgern ein.4 Schon heute ist für Bürger und Unternehmen das Medium Telefon der 
meistgenutzte Kanal zur Kontaktaufnahme mit der Verwaltung.5 Der überwiegende 
Anteil der Bürgerkontakte entfällt dabei auf die lokale Ebene – also auf kommunale 
Gebietskörperschaften bzw. die entsprechenden Verbände sowie die örtlich zustän-
digen Fachbehörden wie Finanz- oder Schulämter und Versorgungsämter.  

Problematisch aus Sicht der Bürger sind die unklaren Zuständigkeiten.6 Jeder zweite 
Bürger weiß in der Regel nicht, welche Behörde für sein Anliegen der richtige An-
sprechpartner ist.7 Versuche, Zuständigkeiten über die üblicherweise vorgeschalteten 
Telefonzentralen zu klären, die in der Regel reine Vermittlungsaufgaben haben, blei-
ben meist erfolglos. Bei komplexeren Anliegen sind so oft mehrere Anrufe nötig. 
Auch bei der Erreichbarkeit der zuständigen Stellen besteht häufig Verbesserungsbe-
darf: Die jeweiligen Sachbearbeiter stehen nur zu den üblichen Verwaltungsdienst-
zeiten zur Verfügung und dann auch nur eingeschränkt für die telefonischen Anfra-
gen der Bürger. 

                                                      

3  Diese hohe Zahl resultiert daraus, dass die rund 13.000 deutschen Kommunen ihre Aufgabenerledi-
gung insbesondere auf kommunaler Ebene teilweise in Zweckverbänden, öffentlichen Betrieben 
oder öffentlichen Unternehmen ansiedeln, die jeweils selbständig sind. Ferner ist für einen 115-
Verbund auch davon auszugehen, dass untere Bundes- und Landesbehörden jeweils als eigenstän-
dige Teilnehmer einzubinden sind 

4 Derzeit gehen allein schon in den neun bestehenden kommunalen Servicecentern im Jahr 12 Mio. 
Anrufe von Bürgern ein (vgl. Goldau/Meyer/Weber 2008). Der Zahlenwert 120 Mio. Anrufe wurde 
extrapoliert (pro Einwohner ø 1,5 Anrufe pro Jahr). Die tatsächliche Zahl von Behördenanrufen 
dürfte beträchtlich höher sein, da Direktanrufe in Sachbearbeitungsbereichen, anderen Verwal-
tungsstellen etc. nicht enthalten sind, denn statistisch liegen hierzu keine belastbaren empirischen 
Daten vor 

5 BearingPoint 2006, Goldau/Meyer/Weber 2008 
6  Dies gilt bereits bei der genannten Schwerpunktsetzung auf lokaler Ebene. Bei behördenübergrei-

fendem Telefonzugang ist davon auszugehen, dass einer qualifizierten Zuständigkeitssuche eine 
noch größere Bedeutung zukommen wird 

7  Goldau/Meyer/Weber 2008 
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Direkt danach gefragt, geben 83 Prozent der Bürger an, dass sie in einer behörden-
übergreifenden Servicerufnummer 115 einen Nutzen sehen: Sie erwarten vor allem 
eine bessere Erreichbarkeit der Behörden und eine qualitative Verbesserung des 
Verwaltungszugangs.8 Diese positive Erwartungshaltung dürfte nicht zuletzt auf die 
in den letzten Jahren stark angestiegene Zahl von Callcentern in der Wirtschaft zu-
rückzuführen sein. Die Bürger sind inzwischen mit vielfältigen und komfortablen 
Dienstleistungen via Telefon vertraut. Eine weitere Veränderung der Bedarfssituation 
resultiert aus den stark zugenommenen räumlichen Verflechtungen und der sich u.a. 
in hohen Pendlerzahlen niederschlagenden räumlichen Mobilität der Bürger.  

Von verbesserten telefonischen Leistungsangeboten können jedoch nicht nur Bürger 
und Unternehmen, sondern auch die Verwaltungen profitieren. Internationale und 
nationale Erfahrungen zeigen, wo der Nutzen im Einzelnen liegen kann. 

1.1 INTERNATIONALE ERFAHRUNGEN 

In vielen anderen Ländern haben sich Bürgertelefon-Angebote bereits bewährt. Im in-
ternationalen Bereich gibt es verschiedenste Beispiele entsprechender Angebote, die 
ein fester Bestandteil des Bürgerservices der Verwaltung geworden sind. Sie unter-
scheiden sich nicht nur durch die Form der öffentlichen Trägerschaft, sondern auch 
durch die Leistungstiefe und die Struktur der Zugangsnummern.   

In der vorliegenden Studie wurden u.a. Erfahrungen aus den USA, Großbritannien, 
Frankreich und Australien ausgewertet. 

 USA 311: In den USA gibt es in verschiedenen Städten und z.T. auch auf 
Countyebene die einheitliche Servicerufnummer 311. Diese einheitliche 
Servicerufnummer wurde im Rahmen einer Initiative des "Office of Com-
munity Aided Policing" des amerikanischen Justizministeriums nach 1997 
eingeführt und steht flächendeckend zur Freischaltung zur Verfügung.9 
Ziel war es zunächst, die Notrufnummer 911 von missbräuchlichen Anru-
fen zu entlasten. Die Umsetzung war und ist den lokalen bzw. regionalen 
Gebietskörperschaften freigestellt. Neben der Servicerufnummer 311 exis-
tiert seit dem Jahr 2000 zudem eine Servicerufnummer 211 für soziale und 
freiwillige Dienste (s. u.).  

                                                      

8  Goldau/Meyer/Weber 2008 
9  Da die Notrufnummer 911 durch eine große Anzahl von Fehlanrufen belastet wurde, sollte die Ein-

richtung eines zusätzlichen Angebots zu einer Entlastung führen. Nach einem Antrag bei der Fede-
ral Communications Commission (FCC) wurde im Frühjahr 1997 die Rufnummer 311 als nationale 
und kostenfreie Servicerufnummer reserviert. Vgl. http://www.cops.usdoj.gov/ 
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Mittlerweile sind über 70 verschiedene 311-Projekte10 in Städten mit Einwohnerzah-
len von 5.000 (Bethel, Alaska) bis hin zu 8 Mio. (New York) umgesetzt. Auch einzelne 
Counties (Landkreise) bieten die Servicerufnummer 311 an. In allen Verbreitungsbe-
reichen wurde auf diese Weise die Notrufnummer 911 entlastet. Insgesamt hat sich so 
eine Vielfalt unterschiedlicher Bürgertelefon-Angebote entwickelt, die in der Regel 
nicht miteinander vernetzt sind. Die Akzeptanz der 311-Projekte ist inzwischen – ge-
messen an den Anruferzahlen – hoch. In lokalen 311-Projekten zeigt sich außerdem, 
dass neben den Leistungs- und Qualitätsverbesserungen für die Bürger besondere 
verwaltungsinterne Nutzeneffekte entstehen.11 Zu nennen sind hier vor allem die 
Einbindung systematischer Anrufauswertungen in Verwaltungssteuerungs- und Per-
formance-Managementsysteme.12

                                                      

10  Schellong 2008 
11  Schellong 2008 
12  Behn 2005; darüber hinaus ist v.a. die teilweise Integration des Systems in eGovernment-

Plattformen zu nennen (u.a. zum Anstoßen und zur Statusverfolgung von Verwaltungsvorgängen) 
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Das erste 311-Pilotprojekt wurde in Baltimore, MD durch einen Fonds des 
COPS Office finanziert.14 Die Einführung von 311 führte zu einer Entlas-
tung der Notrufnummer 911 und einem Rückgang unpassender Anrufe 
um 50 Prozent. Das Dienstleistungsangebot der neuen Servicenummer be-
schränkte sich allerdings auf Themen im Verantwortungsbereich der Poli-
zei außerhalb von Notfällen (z.B. Ruhestörungen). Erst die Stadt Chicago, 
IL nutzte die Nummer umfassender. Im Rahmen einer Erneuerung der In-
formations- und Kommunikationssysteme als Vorbereitung auf das Jahr 
2000 („Y2K bug“) wurde 311 als zentraler, zu jeder Zeit erreichbarer, tele-
fonischer Zugang zu öffentlichen Informationen und Dienstleistungen 
eingerichtet. Das Wissensmanagementsystem umfasst vor allem kommu-
nale Informationen, deckt aber auch viele Fragen ab, die in die Verantwor-
tung anderer Zuständigkeiten (Bezirk, Bundesstaat) fallen. Anrufer, deren 
Fragen nicht abschließend beantwortet werden können, werden an die zu-
ständigen Stellen weitervermittelt. Im ersten Jahr nach der Einführung 
wurden in Chicago bereits 2,9 Millionen abgewickelte Anrufe registriert. 
Das jährliche Anrufvolumen liegt heute bei rund 4 Millionen. 

Bei dem vermutlich bekanntesten Bürgertelefon-Beispiel der Stadt New 
York wurde 311 zunächst dazu genutzt, den Bürgern den Zugang zur 
Verwaltung zu erleichtern und sie zugleich durch die Komplexität der 
Verantwortlichkeiten einzelner Behörden und Abteilungen zu lotsen. 
Darüber hinaus werden auch die Themen der Bürgeranfragen ausgewer-
tet.15 Ab 2001 wurde durch eine  umfangreiche 311-Initiative das Angebot 
massiv ausgebaut, so dass das Anrufvolumen auf heute durchschnittlich 
1,3 Millionen Anrufe pro Monat anstieg.16 Bürger können Informationen 
aus ihrer Region erfragen, der Verwaltung ihre Meinungen oder Informa-
tionen mitteilen, aber auch Verwaltungsprozesse anstoßen. Über die Ver-
knüpfung mit einem externen Dienstleister besteht dieses Angebot in 171 
Sprachen. Außerhalb der Stadtgrenzen ist 311 durch Anwahl von 212-
NEW-YORK erreichbar.  

 USA 211: Die einheitliche US-Servicerufnummer 211 wurde im Jahr 2000 
eingerichtet und gilt für Sozial- und Freiwilligendienste, d.h. Anfragen der 
Bürger, zum Thema Arbeit, Wohnen, Familie, Kinder, Gesundheit und So-
ziale Sicherheit. Diese Aufgaben werden in den USA traditionell von vie-

                                                      

14  http://www.cops.usdoj.gov/mime/open.pdf?Item=314  
15  z.B. Anzahl der Anrufe, Art der Anfragen, Themen, Bearbeitungszeiten der verantwortlichen Be-

hörden, Anliegen der Bürger, Ort des Anliegens, Sonstige Kommentare der Bürger. 
16  http://www.nyc.gov/html/doitt/html/about/about_311.shtml 


